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____________________________________ 

 

Thema dieser Ausgabe 

   

 Kein Abzug von Mitgliedsbeiträgen an Vereine, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen  

(BFH, Urt. v. 28.9.2022 – Az. X R 7/21) 

 

   

____________________________________ 

 

§ 10b Abs. 1 Satz 8 Nr. 2 EStG ist dahin auszulegen, 

dass Mitgliedsbeiträge an eine gemeinnützige Körper-

schaft, die kulturelle Betätigungen fördert, die in erster 

Linie der Freizeitgestaltung dienen, auch dann nicht als 

Sonderausgaben abziehbar sind, wenn die Körper-

schaft daneben noch einen weiteren Zweck fördert, der 

nicht in § 10b Abs. 1 Satz 8 EStG genannt ist. 

Hintergrund 

Bemessungsgrundlage für die tarifliche Einkommens-

teuer ist das sogenannte „zu versteuernde Einkom-

men“. Um dieses zu ermitteln werden Sonderausgaben 

steuermindernd abgezogen. Welche privat veranlassten 

Aufwendungen als Sonderausgaben gelten, ist im Ge-

setz abschließend aufgezählt. Hierzu zählen unter 

anderem Spenden und Mitgliedsbeiträge an gemein-

nützige Vereine. 

Der Bundesfinanzhof hatte nun mit Urteil vom 

28.9.2022 (Az. X R 7/21) zu entscheiden, ob 

Mitgliedsbeiträge an einen Verein, der neben passiven 

Föderung gemeinnützigen Zwecken auch der aktiven 

Freizeitgestaltung der Mitglieder dient, vom Abzug 

ausgeschlossen sind. 

Maßgeblicher Gesetzestext 

Die für die Entscheidung des BFH maßgeblichen ge-

setzlichen Regelung ist § 10b Abs. 1 EStG. Diese lau-

ten wie folgt: 

(1) Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) zur 

Förderung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der 

§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung können insgesamt 

bis zu 

1. 20 Prozent des Gesamtbetrags der Einkünfte oder 

2. 4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und 

der im Kalenderjahr aufgewendeten Löhne und 

Gehälter 

als Sonderausgaben abgezogen werden. 

Voraussetzung für den Abzug ist, dass diese 

Zuwendungen 

1. an eine juristische Person des öffentlichen Rechts 

oder an eine öffentliche Dienststelle, die in einem 

Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 

Staat belegen ist, auf den das Abkommen über den 
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Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) 

Anwendung findet, oder 

2. an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des 

Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreite 

Körperschaft, Personenvereinigung oder 

Vermögensmasse oder 

3. an eine Körperschaft, Personenvereinigung oder 

Vermögensmasse, die in einem Mitgliedstaat der 

Europäischen Union oder in einem Staat belegen 

ist, auf den das Abkommen über den Europäischen 

Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) Anwendung 

findet, und die nach § 5 Absatz 1Nummer 9 des 

Körperschaftsteuergesetzes in Verbindung mit § 5 

Absatz 2 Nummer 2 zweiter Halbsatz des 

Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreit wäre, 

wenn sie inländische Einkünfte erzielen würde, 

geleistet werden. Für nicht im Inland ansässige 

Zuwendungsempfänger nach Satz 2 ist weitere 

Voraussetzung, dass durch diese Staaten Amtshilfe 

und Unterstützung bei der Beitreibung geleistet werden. 

Amtshilfe ist der Auskunftsaustausch im Sinne oder 

entsprechend der Amtshilferichtlinie gemäß§ 2 

Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes. Beitreibung ist die 

gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von 

Forderungen im Sinne oder entsprechend der 

Beitreibungsrichtlinie einschließlich der in diesem 

Zusammenhang anzuwendenden 

Durchführungsbestimmungen in den für den jeweiligen 

Veranlagungszeitraum geltenden Fassungen oder 

eines entsprechenden Nachfolgerechtsaktes. Werden 

die steuerbegünstigten Zwecke des 

Zuwendungsempfängers im Sinne von Satz 2 

Nummer 1 nur im Ausland verwirklicht, ist für den 

Sonderausgabenabzug Voraussetzung, dass natürliche 

Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, 

gefördert werden oder dass die Tätigkeit dieses 

Zuwendungsempfängers neben der Verwirklichung der 

steuerbegünstigten Zwecke auch zum Ansehen der 

Bundesrepublik Deutschland beitragen kann. Abziehbar 

sind auch Mitgliedsbeiträge an Körperschaften, die 

Kunst und Kultur gemäß § 52 Absatz 2 Satz 1 

Nummer 5 der Abgabenordnung fördern, soweit es sich 

nicht um Mitgliedsbeiträge nach Satz 8 Nummer 2 

handelt, auch wenn den Mitgliedern Vergünstigungen 

gewährt werden. Nicht abziehbar sind Mitgliedsbeiträge 

an Körperschaften, 

1. die den Sport (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 21 der 

Abgabenordnung), 

2. die kulturelle Betätigungen, die in erster Linie der 

Freizeitgestaltung dienen, 

3. die Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 Absatz 2 

Satz 1 Nummer 22 der Abgabenordnung), 

4. die Zwecke im Sinne des § 52 Absatz 2 Satz 1 

Nummer 23 der Abgabenordnung 

fördern oder 

5. deren Zweck nach § 52 Absatz 2 Satz 2 der 

Abgabenordnung für gemeinnützig erklärt worden 

ist, weil deren Zweck die Allgemeinheit auf 

materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet 

entsprechend einem Zweck nach den Nummern 1 

bis 4 fördert. 

Abziehbare Zuwendungen, die die Höchstbeträge nach 

Satz 1 überschreiten oder die den um die Beträge nach 

§ 10 Absatz 3 und 4, § 10c und § 10d verminderten 

Gesamtbetrag der Einkünfte übersteigen, sind im 

Rahmen der Höchstbeträge in den folgenden 

Veranlagungszeiträumen als Sonderausgaben 

abzuziehen. § 10d Absatz 4 gilt entsprechend. 

Urteil des Bundesgerichtshofs 

Sein Urteil vom 28.9.2022 fasst der Bundesfinanzhof in 

der Pressemitteilung Nr. 62/22 vom 22.12.2022 wie 

folgt zusammen: 

„Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 

28.09.2022 - X R 7/21 entschieden, dass Mitglieds-

beiträge an Vereine, die in erster Linie der 

Freizeitgestaltung dienen, nicht bei der Einkommen-

steuer abgezogen werden können. 

Im Grundsatz können sowohl Spenden als auch 

Mitgliedsbeiträge als Sonderausgaben geltend gemacht 

werden. Eine gesetzliche Sonderregelung (§ 10b Abs. 1 

Satz 8 des Einkommensteuergesetzes) schließt jedoch 

u.a. bei Vereinen den Abzug von Mitgliedsbeiträgen 

aus, die kulturelle Betätigungen fördern, die in erster 

Linie der Freizeitgestaltung dienen. Dasselbe gilt z.B. 
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für Sportvereine. Spenden an solche Vereine bleiben 

hingegen abziehbar. 

In dem vom BFH entschiedenen Fall ging es um einen 

gemeinnützigen Verein, der ein Blasorchester für 

Erwachsene und eines für Jugendliche unterhält. Das 

Finanzamt vertrat die Auffassung, der Kläger dürfe 

keine Zuwendungsbestätigungen („Spenden-

bescheinigungen“) für Mitgliedsbeiträge ausstellen. Das 

von dem Verein erstinstanzlich angerufene 

Finanzgericht (FG) Köln gab der Klage hingegen statt. 

Es hielt die dargestellte gesetzliche Einschränkung für 

Mitgliedsbeiträge nicht für anwendbar, weil der Verein 

nicht nur die Freizeitgestaltung, sondern auch die 

Erziehung und Ausbildung Jugendlicher fördere. 

Der BFH ist demgegenüber der Ansicht der 

Finanzverwaltung gefolgt und hat das Urteil des FG 

Köln aufgehoben. Nach dem klaren Wortlaut der 

gesetzlichen Regelung sind Mitgliedsbeträge schon 

dann nicht abziehbar, wenn der Verein auch kulturelle 

Betätigungen fördert, die in erster Linie der 

Freizeitgestaltung dienen. In einem solchen Fall kommt 

es nicht mehr darauf an, ob der Verein daneben auch 

noch andere Zwecke fördert. Gleiches folgt aus der 

Entstehungsgeschichte der Norm sowie aus ihrem 

Zweck. Damit kam es nicht darauf an, dass der 

klagende Verein --wovon das FG ausgegangen war-- 

neben den Freizeitbetätigungen noch andere Zwecke 

fördert.“ 

Vorinstanz 

Vorinstanz war das Finanzgericht Köln, dessen Urteil 

vom 25.2.2021 (Az. 10 K 1622/18) mit Revision 

angegriffen worden war. 

Fazit 

Bei Vereinen die neben gemeinnützigen Zwecken auch 

der aktiven Freizeitgestaltung der Mitglieder dienen, 

sind Mitgliedsbeiträge nicht als Sonderausgaben 

abzugsfähig.  

Ob dieser Rechtsprechung in der Gestaltung dadurch 

entgegengetreten werden kann, indem zwei getrennte 

Vereine, einen für die passive Förderung der 

gemeinnützigen Zwecke und einen für die aktiven 

Freizeitgestaltung der Mitglieder, gegründet werden, 

um so den Abzug der Mitgliedsbeiträge an den Verein 

für die passive Förderung der gemeinnützigen Zwecke 

zu erhalten, erscheint fraglich. Die Grenze einer 

solchen Gestaltung ist der Gestaltungsmissbrauch nach 

§ 42 AO. 

 

30.1.2023 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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Die Beiträge dieses Newsletters stellen eine Auswahl an allgemeinen Informationen über aktuelle Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltungsauffas-
sung dar. Sie wurde nach besten Wissen erstellt. Sie erheben keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit und können die persönliche Beratung in keinem Fall 
ersetzen. Diese Mandanteninformation stellt keine Auskunft, Beratung oder sonstige Dienstleistung unserer Berufsträger dar. Für Inhalt, Richtigkeit, Aktuali-
tät und Vollständigkeit kann daher keinerlei Haftung – auch seitens der Verantwortlichen –  übernommen werden. 


